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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht betr. NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinbarungen 

hier: Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschiand, Kanada 
und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordiriand über die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raum Soitau-Lüneburg (Soltau-Lüneburg- 
Abkommen) vom 3. August 1959 
— Drucksache 7/2443 — 

A. Problem 

Zum Sdiutze der Zivilbevölkerung ist am 3. August 1959 zwi^ 
sdien der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und dem Ver- 
einigten Königreich Großbritannien und Nordirland über die 
Durchführung von Manövern und anderen Übungen im Raum 
Soltau — Lüneburg ein Abkommen (Soltau — Lüneburg-Abkom- 
men) geschlossen worden. Dieses brachte für die betroffene Be- 
völkerung wesentliche Erleichterungen. Die ständigen militäri- 
schen Übungen der britischen und kanadischen Streitkräfte im 
Raume Soltau — Lüneburg sind aber nadi wie vor eine Belastung 
mannigfadier Art für die Einwohner dieses Gebietes. 


B. Lösung 

Es sollen die bisherigen Anstrengungen nachdrücklich fort- 
gesetzt werden, die Lage der betroffenen Bevölkerung zu ver- 
bessern und die finanziellen Schäden auszugleichen, insbeson- 
dere durch Maßnahmen zur Gewährung eines Ausgleichs für 
die allgemeinen wirtschaftlichen Beeinträchtigungen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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C. Alternativen 

Der Aussdiußbesdiluß erging einstimmig. 

D. Kosten 

Die Kosten für die Durchführung des Abkommens sind im 
Bundeshaushalt eingeplant. 
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A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


Die Unterrichtung wurde gemäß § 76 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung zur federführenden Beratung an 
den Innenausschuß und zur Mitberatung an den Aus- 
wärtigen Ausschuß und den Verteidigungsausschuß 
überwiesen (vgl. 117. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 20. September 1974). 

Der Auswärtige Ausschuß empfahl in seiner Stel- 
lungnahme vom 4. Dezember 1974, der Unterrichtung 
zuzustimmen und einen Entschließungsantrag anzu- 
nehmen. Der Verteidigungsausschuß hat sich in 
seiner Sitzung am 29. Januar 1975 dieser Empfeh- 
lung angeschlossen und darüber hinaus Vorschläge 
zur Ergänzung des vom Auswärtigen Ausschuß emp- 
fohlenen Entschließungsantrages unterbreitet. 

Der Innenausschuß hat die Beratung in seiner Sit- 
zung vom 26. Februar 1975 abgeschlossen und den 
nachfolgenden Entschließungsantrag einstimmig ge- 
billigt, der die Empfehlungen der mitberatenden 
Ausschüsse vollinhaltlich berücksichtigt. 


Bonn, den 26. Februar 1975 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Unterrichtung durch die Bundesregierung — Drucksache 7/2443 — 

Kenntnis zu nehmen, 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) die bisherigen Anstrengungen zur Verbesserung der Lage der Bevölkerung 
nachdrücklich fortzusetzen; 

b) sich vor allem zu bemühen, weitere Maßnahmen zu treffen, um einen Aus- 
gleich für die allgemeinen wirtschaftlichen Beeinträchtigungen zu gewäh- 
ren. 

Dabei ist besonders an die Förderung des Fremdenverkehrs in den beson- 
ders beeinträchtigten Gebieten und an die weitere Verbesserung der 
kommunalen Infrastruktur zu denken und die Fortsetzung der bisherigen 
laufenden Fördermaßnahmen im Rahmen der Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur für das ganze Übungsgebiet sicherzustellen; 

c) zu überprüfen, ob für dieses Gebiet, das nunmehr 30 Jahre Übungsraum 
britischer und kanadischer Truppen ist, eine Förderung ähnlich der Zonen- 
randförderung möglich ist; 

d) zu überprüfen, ob der Bund mit den betroffenen Kreisen und Gemeinden 
ein mehrjähriges Programm für die Maßnahmen als Ausgleich für wirt- 
schaftliche Beeinträchtigungen vereinbaren könnte [Drucksache 7/2443 — 
II C)]; 

e) zu überprüfen, ob der Haushaltsansatz von 500 000 DM dafür erhöht wer- 
den kann, damit diese Maßnahmen [vgl. Drucksache 7/2443 II c)] wirk- 
samer gefördert werden können; 

f) den Ausbau von panzerfesten Wegen und Straßen und von Umgehungs- 
straßen fortzusetzen, soweit er im Interesse der Gemeinden und der 
betroffenen Bevölkerung liegt; 

g) zu überprüfen, ob die Eigenbeteiligung der finanzschwachen Gemeinden 
beseitigt werden könnte [Drucksache 7/2443 II b) 2. Absatz]; 

h) dafür Sorge zu tragen, daß die 1969 von der britischen Armee zugesagte 
Sommerpause eingehalten und möglichst bis Mitte Oktober ausgedehnt 
wird; 

i) die Ergebnisse ihrer Prüfung über die Regelung der Säuberung der Biwak- 
Räume mitzuteilen; 

j) zum 1. April 1977 erneut zu berichten. 


Bonn, den 26. Februar 1975 


Der Innenaussdiuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks 

Vorsitzender Berichterstatter 
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